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Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Donnerstag, 30. März, 14.30 Uhr, Circus Krone, Marsstraße 43
Stadtrat Roland Hefter (SPD/Volt-Fraktion) bedankt sich in Vertretung des 
Oberbürgermeisters bei Jana Mandana Lacey-Krone für die Sondervorstel-
lung des Circus Krone.
Circus Krone schenkt seit über 50 Jahren Münchner Familien und Seni-
or*innen Sondervorstellungen, die sich sonst eine solche Veranstaltung 
nicht leisten könnten. Mit der Veranstaltung für Pflegefamilien bedanken 
sich der Circus Krone und die Stadt München für die Bereitschaft und das 
Engagement, ein Kind aufzunehmen und zu betreuen.

Wiederholung
Donnerstag, 30. März, 19 Uhr, Kunstbau des Lenbachhauses, 
U-Bahn-Zwischengeschoss Königsplatz
Zur Eröffnung der Ausstellung „Charlotte Salomon – Leben? oder Thea-
ter?“ spricht Stadtrat Dr. Florian Roth (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) in 
Vertretung des Oberbürgermeisters ein Grußwort. Des Weiteren sprechen 
Henrike Hövelmann vom Jüdischen Museum Amsterdam sowie Direktor 
Dr. Matthias Mühling und Dierk Höhne vom Lenbachhaus. 
„Leben? oder Theater?“ ist das Lebenswerk der Künstlerin Charlotte Salo-
mon (1917 Berlin – 1943 Auschwitz), das innerhalb von zwei Jahren nach 
ihrer Flucht 1939 aus Berlin nach Südfrankreich entstanden ist. Dieses von 
ihr so genannte „Singspiel“ besteht aus 1.325 Blättern, die in drei Akte ein-
geteilt sind und Zeichnungen, Textzeilen sowie szenische Anmerkungen in 
Gouache umfassen. Das reichhaltige Konvolut, welches seit 1971 vom Jü-
dischen Historischen Museum in Amsterdam aufgearbeitet und verwaltet 
wird, ist nicht nur ein herausragendes künstlerisches Werk des 20. Jahr-
hunderts, sondern gibt gleichzeitig auf einzigartige Weise Aufschluss über 
Salomons wendungsreiches und selbstbestimmtes Leben.
Achtung Redaktionen: Presseführung am Donnerstag, 30. März, 11 Uhr, 
im Kunstbau.

Wiederholung
Donnerstag, 30. März, 19 Uhr, Feierwerk/Orangehaus, Hansastraße 39
Kulturreferent Anton Biebl spricht zur Eröffnung der Podiumsdiskussion 
„Die Kunst der gleichen Bezahlung“. Die Veranstaltung ist im Rahmen des 
diesjährigen Equal Pay Days dem Kulturbereich gewidmet. Dr. Cornelie 
Kunkat, Referentin für Frauen in Kultur und Medien beim Deutschen Kul-
turrat, stellt die Ergebnisse einer neuen Studie des Deutschen Kulturrats 
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zum Gender Pay Gap in Kultur und Medien vor. Im Anschluss findet eine 
Podiumsdiskussion mit Vertreter*innen und Aktivist*innen aus Kunst und 
Kultur statt. 

Meldungen

Stadtrat beschließt Umgestaltung des Max-Joseph-Platzes 
(29.3.2023) In gemeinsamer Sitzung haben heute der Mobilitätsausschuss, 
der Bauausschuss und der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung 
des Stadtrats beschlossen, den Max-Joseph-Platz schon übergangsweise 
attraktiver und grüner zu gestalten. Zudem soll auf längere Sicht die Ver-
lagerung der Tiefgarageneinfahrt hin zur Maximilianstraße weiterverfolgt 
werden.
Bis zu ihrer endgültigen Verlegung soll die Zufahrt schon kurzfristig so eng 
wie möglich gefasst und dadurch mehr Platz für Fußgänger*innen gewon-
nen werden. Das rund 2.000 Quadratmeter große Rondell soll nach Mög-
lichkeit großflächig entsiegelt und begrünt sowie ein Liegerasen geprüft 
werden. Damit ergibt sich für die Stadtgesellschaft eine Kompensation für 
die voraussichtlich in den kommenden Jahren nicht nutzbare Grünfläche 
am Marienhof. Auch eine barrierefreie Querung ist geplant. Mit der Umset-
zung soll 2025 begonnen werden.
Neben der übergangsweisen Umgestaltung dieses zentralen und histo-
risch so bedeutenden Platzes wird auch die langfristige Umplanung wei-
terverfolgt. Der Stadtrat bekräftigte das Ziel, die Zufahrtsrampen für die 
Tiefgarage langfristig vom Max-Joseph-Platz in die Maximilianstraße zu ver-
legen, so dass auf dem Platz keine Autos mehr unterwegs wären. Durch 
die Ausweisung einer Fußgängerzone kann eine dauerhaft zufriedenstel-
lende städtebauliche und öffentliche Aufenthaltsqualität erreicht werden. 
Baumpflanzungen entlang der Maximilianstraße, wie sie in den Plänen von 
Friedrich Bürklein aus dem Jahre 1852 und auf historischen Fotos zu sehen 
sind, sollen den Boulevardcharakter stärken und das Stadtklima verbes-
sern.
Der langfristige Umbau des Max-Joseph-Platz und der Maximilianstraße 
kann wegen des Baustellenverkehrs der 2. S-Bahn-Stammstrecke ohnehin 
erst nach Ende der Bautätigkeiten am Marienhof stattfinden. Das Kommu-
nalreferat wurde deshalb beauftragt, zunächst Sondierungen mit den Erb-
bauberechtigten der Tiefgarage zu diesen Vorhaben aufzunehmen.
Bürgermeisterin Katrin Habenschaden: „Der Max-Joseph-Platz ist einer der 
zentralsten Plätze unserer Stadt, kann aufgrund seiner Beschaffenheit aber 
von den Münchner*innen kaum genutzt werden. Ich freue mich, dass wir 
das nun ändern und den Platz zu einem attraktiven Aufenthaltsort im Her-
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zen unserer Stadt machen. Auch in Hinblick auf die immer heißeren Som-
mer brauchen wir mehr kühlendes Grün in München, gerade in der stark 
verdichteten Innenstadt.“
Mobilitätsreferent Georg Dunkel: „Es freut mich, dass der Stadtrat den 
Umgestaltungsplänen für den Max-Joseph-Platz zugestimmt hat. Das Po-
tenzial dieses bedeutenden Platzes wird bislang nicht ausreichend genutzt. 
Jetzt können wir ihn schöner und grüner gestalten und damit in einen Platz 
mit Flair für alle verwandeln.“ 
Baureferentin Dr.-Ing. Jeanne-Marie Ehbauer: „Wir können nun ein Inte-
rimskonzept für den Max-Joseph-Platz ausarbeiten. Durch die Baustelle 
zur 2. Stammstrecke steht der Marienhof als zentral gelegene Grünfläche 
nicht zur Verfügung – und das deutlich länger als ursprünglich geplant. Der 
Beschluss bietet uns die Chance, für diese Zeitspanne die derzeit unbe-
friedigende Situation auf dem Max-Joseph-Platz zugunsten von mehr Grün 
und mehr Aufenthaltsqualität zu verbessern. Und ihn den Münchnerinnen 
und Münchnern als attraktive Alternative zum Marienhof zur Verfügung zu 
stellen.“ 
Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk: „Auch wenn 
die endgültige Umgestaltung noch Zeit in Anspruch nehmen wird, begrüße 
ich die beschlossenen temporären Maßnahmen, die den Max-Joseph-Platz 
deutlich aufwerten werden. Es freut mich, dass wir in kurzer Zeit die städ-
tebauliche Qualität dieses zentralen Platzes deutlich erhöhen können.“

Grünwalder Stadion: Mietkonditionen überprüft
(29.3.2023) Das Referat für Bildung und Sport und das Kommunalrefe-
rat-Bewertungsamt sind vom Stadtrat im Kontext der Sanierungsdiskussion 
beauftragt worden, eine für die Nutzung des Städtischen Stadions an der 
Grünwalder Straße angemessene (marktübliche) Miete zu ermitteln, die 
laufenden Betriebs- und Nebenkosten zu bestimmen und einen marktübli-
chen Umlageschlüssel zu erarbeiten. Auch von Seiten der Verantwortlichen 
des TSV München von 1860 wurde mehrfach eingefordert, dass die Miet-
konditionen überprüft werden sollen. Der Prozess ist mittlerweile abge-
schlossen. Das Ergebnis wurde den Verantwortlichen des TSV München 
von 1860 am 15. März in einem konstruktiven Gespräch mitgeteilt.
Wesentlich ist die in diesem Zusammenhang klare Rechtslage: Die För-
derung des Profisports (im Herrenfußball laut Festlegung des Deutschen 
Fußballverbandes und der Deutschen Fußballliga ab der 3. Liga aufwärts) 
ist keine kommunale Aufgabe. Daher sind bei Überlassungen zu Zwecken 
des Profisports rechtlich zwingend marktübliche Entgelte (einschließlich 
Betriebs- und Nebenkosten) zu verlangen. Ein kommunaler sportfachlicher 
Handlungsspielraum besteht nicht. Es ist geplant, die Thematik Ende April 
im Stadtrat zu behandeln.
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In einem kürzlichen Schreiben machte die Geschäftsführung des TSV 
München von 1860 deutlich, dass sie die ermittelten Ergebnisse der Ver-
waltung keineswegs anzweifelt, jedoch die Rahmenbedingungen für den 
TSV München von 1860 sehr schwierig sind. Die kommenden Wochen 
sollen genutzt werden, um gemeinsam mit den Verantwortlichen des TSV 
München von 1860 weitere konstruktive Gespräche zum Stadion-Thema 
zu führen. 
Sportbürgermeisterin Verena Dietl: „Die Pflicht zur Erhebung marktüblicher 
Entgelte im Profisport können wir nicht beeinflussen. Durch die Berück-
sichtigung aller Maluspunkte des Vereins für das nach wie vor unsanierte 
Stadion wurde die Basismiete stark reduziert. Auch bei den Betriebs- und 
Nebenkosten wurde ein äußerst faires Verfahren gewählt. Dennoch kommt 
es zu einer Erhöhung der Kosten für den TSV München von 1860. Die 
Landeshauptstadt ist bereit, gemeinsam mit dem Verein nach möglichen 
Lösungsansätzen zu suchen, daher werde ich zeitnah zu Gesprächen einla-
den.“
Sportreferent Florian Kraus: „Zusammen mit dem Kommunalreferat-Be-
wertungsamt ist mein Haus dem Auftrag des Stadtrates nachgekommen, 
neben einer marktüblichen Miete auch ein Konzept für die Umlage der 
Nebenkosten zu ermitteln. Mir ist bewusst, dass das Ergebnis eine Mehr-
belastung für den TSV München von 1860 darstellt. Wir sind weiterhin 
gesprächsbereit und beteiligen uns an der Suche nach Lösungsansätzen, 
welche den Verein in die Lage versetzen, mit der neuen Situation umzuge-
hen. Wichtig ist jedoch, dass alles, was rechtlich zwingend erforderlich ist 
(Erhebung einer marktüblichen Miete, Umlage der Betriebskosten), umge-
setzt wird. Vor diesem Hintergrund wird es wichtig sein, die Handlungsop-
tionen im Bereich der Einnahmen und sonstigen Ausgaben des TSV Mün-
chen von 1860 zu analysieren.“

25 Bäume für den Olympiapark – 500.000 Bäume für München
(29.3.2023) Einen mehrstämmigen Bergahorn vor der Kulisse des Zelt-
dachs im Olympiapark  haben jetzt Bürgermeisterin Verena Dietl, Kom-
munalreferentin Kristina Frank und die Geschäftsführerin der Olympiapark 
München GmbH, Marion Schöne, gepflanzt. Als Auftakt von insgesamt 25 
Pflanzungen, die auf dem denkmalgeschützten Gelände auf Initiative des 
Kommunalreferats im Rahmen des Projekts „500.000 Bäume in 5 Jahren“ 
bis Ostern erfolgen, ergrünt der Olympiapark so noch mehr.
Die städtische Forstverwaltung hat im Rahmen des Projekts seit 2021 
rund 220.000 Bäume gepflanzt. Abhängig vom jeweiligen Standort, Boden- 
und Lichtverhältnissen sind es verschiedene klimatolerante Baumarten, 
die die Fichte ersetzen sollen, da diese mit den Herausforderungen des 
Klimawandels nicht gut zurechtkommt. Unter den neuen Bäumen finden 
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sich Eichen, Linden, Hainbuchen, aber auch heimische „Exoten“ wie bei-
spielsweise Elsbeere und Speierling. Bis Ende des Jahres ist bereits die 
Pflanzung von weiteren rund 80.000 Bäumen geplant, davon rund 40.000 
Bäume im Truderinger Wald. Dafür braucht es dringend weitere Erstauffor-
stungsflächen. Die Landeshauptstadt München freut sich hier über ent-
sprechende Flächenangebote in und um München.
Bürgermeisterin Verena Dietl: „München braucht mehr Bäume – für das 
Stadtklima und als Naherholungsraum. Außerdem binden sie CO2 und set-
zen Sauerstoff frei. Als Bürgermeisterin setze ich mich dafür ein, dass die 
Stadt und ihr Umland grüner und waldreicher wird. Und als Aufsichtsrats-
vorsitzende der Olympiapark München GmbH freue ich mich sehr, dass 
nach dieser Pflanzaktion 25 Bäume – unter anderem Bergahorn, Buchen, 
Haselnuss, Tulpenbaum, Zierapfel, Pappel und Eichen – die Anlagen des 
Olympiaparks bereichern werden.“

Kommunalreferentin Kristina Frank: 
„500.000 Bäume in fünf Jahren pflan-
zen? Ein ambitioniertes Ziel, aber wir 
stehen voll im Soll. Über 220.000 
Bäume konnten wir seit 2021 bereits 
pflanzen. Aber die Aufgabe, Flächen um 
und vor allem in München zu finden, 
wird nicht leichter. Deswegen haben wir 
uns auch an die Olympiapark München 
GmbH gewandt, mit der Bitte, uns bei 
unserem Projekt zu unterstützen. Diese 
Pflanzungen haben eine große Signal-
wirkung und Wahrnehmbarkeit. Jeder 
Baum zählt!“

Olympiapark-Chefin Marion Schöne: „Tatsächlich ist es auch im Olympia- 
park gar nicht so einfach, Plätze für neue, zusätzliche Bäume zu finden. 
Denn was viele nicht wissen, wurde vom Landschaftsarchitekten Günther 
Grzimek für die Bepflanzung des Parks vor über 50 Jahren ein Regelwerk 
entwickelt, indem genau bestimmt ist, welcher Baum oder Strauch wo 
stehen darf. Aber wie heißt es so schön:  Wo ein Wille, da auch ein Weg. 
Und es freut mich sehr, dass wir gemeinsam mit den Gärtner*innen der 
Stadtwerke München einen Weg und einen Ort gefunden haben, an dem 
nun 25 Bäume im Olympiapark gepflanzt werden – und auch, wenn es sich 
nur um eine kleine Anzahl handelt, so denken wir, dass jeder Baum zählt 
und wir damit einen Beitrag zu Klimaschutz und Artenvielfalt leisten.“
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Im Foto: Olympiapark-Chefin Marion Schöne, Kommunalreferentin Kristina 
Frank und Bürgermeisterin Verena Dietl (v.li.) pflanzen einen mehrstämmi-
gen Bergahorn im Olympiapark. (Foto: Kommunalreferat)

Stadtterrassen, Hochbeete und Parklets – Bürger*innen gestalten mit
(29.3.2023) Der Frühling ist da – und mit ihm der Drang, sich unter freiem 
Himmel aufzuhalten. Auch die Münchner*innen haben zahlreiche Mög-
lichkeiten, die Aufenthaltsqualität draußen mitzugestalten. Wie sie Stadt 
aussieht und was sie ausmacht, entscheidet sich nicht nur an bekannten 
Plätzen wie dem Marienplatz und Odeonsplatz, sondern in jedem einzel-
nen Stadtbezirk und in jeder noch so kleinen Straße.
Um den Münchner*innen die Möglichkeit zu geben, eine ganz persönliche 
Note zur Stadtgestaltung beizutragen und Nachbarschaften zusammen-
zubringen, wurden in den letzten Jahren neue Gestaltungsmöglichkeiten 
im öffentlichen Raum in die städtischen Sondernutzungsrichtlinien aufge-
nommen. Ob durch die Umgestaltung von Plätzen und Gehwegen durch 
Stadtterrassen und Hochbeete oder die Umwandlung von Parkflächen 
in Parklets, die das Mobilitätsreferat gemeinsam mit dem Kreisverwal-
tungsreferat auf den Weg gebracht hat – die Bürger*innen haben nun die 
Chance, neue soziale Räume zu schaffen und ihr Viertel zu verschönern.
Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller-Gradl: „Die Belebung des 
öffentlichen Raums gehört zum Lebensgefühl in München dazu.“
Mobilitätsreferent Georg Dunkel: „Parklets geben uns die Möglichkeit, die 
Verkehrswende auch im Kleinen voranzutreiben. Es müssen nicht immer 
die großen Aktionen und Interventionen sein. Parklets können kleine Orte 
der Begegnung, der Ruhe und oft auch Oasen des Stadtgrüns sein. Sie ge-
ben den Menschen wieder mehr Raum in ihrer Nachbarschaft.“
Hochbeete – Stadtbegrünung
Hochbeete auf öffentlichem Grund tragen dazu bei, ansonsten versiegelte 
Flächen zu begrünen und zu verschönern. Sie bieten gerade in einer dicht 
besiedelten Stadt wie München die Möglichkeit, einen grünen Daumen 
auszuleben, auch wenn man keinen eigenen Balkon oder Garten hat. Eine 
Win-win-Situation für Aufsteller*innen und die Allgemeinheit.
Verschiedene Voraussetzungen sollen sicherstellen, dass die örtliche Ge-
meinschaft die Hochbeete unterstützt, sie regelmäßig gepflegt werden 
und Nachbarschaftsstreitigkeiten vorgebeugt wird: Die aufstellende Person 
muss einen Bezug zu dem Aufstellort haben, etwa weil sie dort wohnt 
oder arbeitet. Möchte sie das Hochbeet an einem Ort aufstellen, zu dem 
sie selbst keinen Bezug hat, ist dies auch möglich, sie muss dann aber 
eine Person für das Hochbeet benennen, die die Anforderung erfüllt und 
sich kümmert. Die Erdgeschoss-Bewohner*innen des Gebäudes, vor dem 
das Hochbeet aufgestellt wird, müssen dessen Aufstellung zustimmen, da 
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diese mögliche Auswirkungen der Aufstellung am intensivsten mitbekom-
men.
Anträge können jeweils bei der örtlich zuständigen Bezirksinspektion 
gestellt werden. Die Bearbeitungszeit beträgt etwa vier Wochen. Zur Be-
schleunigung des Verfahrens kann die Zustimmung des Bezirksausschus-
ses schon vor Antragstellung eingeholt und gemeinsam mit dem Antrag 
beim Kreisverwaltungsreferat eingereicht werden. 
Stadtterrassen – Freischankflächen ohne Konsumzwang
Während manche Münchner Plätze bei schönem Wetter schier aus allen 
Nähten zu platzen scheinen, bleiben andere praktisch leer. Manchmal se-
hen Anwohner*innen in solchen freien Plätzen Potenziale, die anderweitig 
noch nicht entdeckt wurden und hier können Stadtterrassen interessant 
sein. Stadtterrassen erlauben die Aufstellung von Tischen und Sitzmobiliar 
für die Allgemeinheit auf öffentlichem Grund. Zum einen kann man selbst 
gestalterisch tätig werden und Mobiliar aufstellen, zum anderen können 
Dritte etwa für das Zusammensetzen im großen Freundeskreis oder das 
spontane Nachbarschaftstreffen eigene Stühle mitbringen und vorüberge-
hend ergänzend auf der Fläche der Stadtterrasse aufstellen.
Jedes Jahr von April bis Oktober können durch Stadtterrassen nicht ge-
werbliche Aufenthaltsorte im Freien als Alternative zu ohnehin stark be-
suchten Plätzen geschaffen werden. Die Aufstellung ist aus diesem Grund 
nur außerhalb der Altstadt-Fußgängerbereiche-Satzung zulässig und nur 
dort, wo nach Aufstellung eine ausreichende Mindestrestgehwegbreite 
verbleibt. Aufgestellt werden darf ausschließlich witterungsfestes Außen-
mobiliar.
Die Bearbeitungszeit nach Antragstellung bei der zuständigen Bezirksins-
pektion beträgt sechs bis acht Wochen. In diesen Zeitrahmen ist die erfor-
derliche Entscheidung des Bezirksausschusses über die Stadtterrasse mit 
eingerechnet. Mit dieser Entscheidung soll unter anderem beurteilt wer-
den, ob die geplante Stadtterrasse einen Nutzen für das gesamte Viertel 
haben kann. 
Parklets – vom Fahrradständer bis zur Sandkiste
Die sogenannten Parklets haben eine ähnliche Zielrichtung wie Stadtter-
rassen, gehen aber noch einen Schritt weiter. Hier werden Einbauten auf 
Parkflächen gestellt und so der Gehsteig für Bewohner*innen sowie Pas-
sant*innen erweitert. Die Gestaltungsmöglichkeiten sind dabei weit ge-
fasst: von Begrünung und offenen Bücherregalen, über Sitz- und Spielgele-
genheiten und Fahrradabstellmöglichkeiten. Hauptsache, das Parklet steht 
allen zur Verfügung, es findet keine gewerbliche Nutzung (im Gegensatz zu 
den sogenannten Schanigärten) statt und es besteht keine Gefahr für Nut-
zer*innen oder Verkehrsteilnehmer*innen. 
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Parklets bieten von den vorgestellten Nutzungen den größten Gestaltungs-
freiraum, verändern aber auch die Gegebenheiten für Verkehrsteilneh-
mer*innen am nachhaltigsten. Aus diesem Grund werden an die Aufstel-
lung von Parklets die höchsten Anforderungen gestellt. Gerne unterstützen 
das Kreisverwaltungsreferat und das Mobilitätsreferat Interessierte bei der 
Antragstellung durch Beratung, Vermittlung und durch die Organisation von 
Workshops. 
Die Voraussetzungen der Parklets dienen zu einem großen Teil der Ver-
kehrssicherheit: Das Parklet darf maximal zwei Parkplätze groß sein und 
muss mindestens eine ein Meter hohe Absicherung gegenüber der Fahr-
bahn aufweisen. Grundsätzlich ist ein ebener Übergang zwischen dem 
Gehweg und Parklet herzustellen, eine Ausnahme sind Parklets mit reinen 
Fahrradabstellflächen. Insgesamt muss der Aufbau standsicher sein und 
darf keine besonderen Verletzungsrisiken bergen. Die Prüfung des Aufstell- 
ortes ist in besonderem Maße vom Einzelfall, insbesondere den Gegeben-
heiten vor Ort, abhängig.
Vor Antragstellung ist eine Anwohnerbeteiligung durchzuführen. Darüber 
hinaus ist die grundsätzliche Zustimmung des jeweiligen Bezirksausschus-
ses über die Errichtung des Parklets im Vorfeld einzuholen. Zur Prüfung 
des Mehrwerts für das Viertel ist dem Antrag an die Bezirksinspektion ein 
Nutzungs- und Gestaltungskonzept beizufügen sowie das Einverständnis 
der an das Parklet angrenzenden Erdgeschossbewohner*innen bzw. -nut-
zer*innen. 
Die Bearbeitungszeit nach Antragstellung beträgt etwa sechs bis acht 
Wochen, da wie bei Stadtterrassen eine Entscheidung des jeweiligen Be-
zirksausschusses eingeholt wird. Die Genehmigung ergeht in der Regel als 
Dauergenehmigung und gilt somit jährlich von April bis Oktober. Sie muss 
daher nicht immer wieder neu beantragt werden. 
Sämtliche genannten Nutzungen sind für Privatpersonen sondernutzungs-
gebührenfrei. Stadtterrassen und Parklets sind insgesamt sondernutzungs-
gebührenfrei. Die Verwaltungsgebühren bewegen sich in der Regel zwi-
schen 30 und 60 Euro.
Hinzu kommen die Kosten der Herstellung sowie der Pflege des Parklets. 
Diese stellen regelmäßig den entscheidenden Kostenpunkt dar und kön-
nen je nach Ausgestaltung stark variieren. Es ist jedoch möglich, dass 
der zuständige Bezirksausschuss die Finanzierung unterstützt oder sogar 
übernimmt. Hierfür ist ein separater Antrag beim Bezirksausschuss einzu-
reichen.
Weitere Informationen und Kontaktmöglichkeiten gibt es auf stadt.muen-
chen.de/news/stadtbegruenung. Auf muenchenunterwegs.de/parklets gibt 
es zusätzliche Informationen zu Parklets. Hier sind unter anderem Muster-
vorlagen und ein aktualisierter Leitfaden abrufbar, der sich mit sämtlichen 
Fragestellungen rund um den Parkletbau beschäftigt. 

http://stadt.muenchen.de/news/stadtbegruenung
http://stadt.muenchen.de/news/stadtbegruenung
http://muenchenunterwegs.de/parklets
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AWM: Geänderte Tonnenleerungen und Öffnungszeiten wegen Ostern
(29.3.2023) Der Abfallwirtschaftsbetrieb München (AWM) weist darauf hin, 
dass die Mülltonnen wegen der bevorstehenden Osterfeiertage zu ande-
ren Zeiten geleert werden.
Der AWM holt die durch die Feiertage entfallenden Leerungen am Sams-
tag, 1. April (Vorladetag für Karfreitag), und Samstag, 15. April (Nachladetag 
für Ostermontag), nach. Im Weiteren werden alle Leerungstermine bis Kar-
freitag, 7. April, planmäßig um einen Tag vorverlegt. In der Folgewoche (KW 
15) verschieben sich die regulären Leerungstermine wiederum um einen 
Tag nach hinten.
Sofern bis Ende März allerdings kein Tarifabschluss erfolgt ist, könnte es 
erneut zu Arbeitskampfmaßnahmen seitens der Gewerkschaft kommen. 
Der AWM bittet um Verständnis, dass es aufgrund der aktuellen Situation 
vereinzelt zu Unregelmäßigkeiten kommen kann. Infos zu den verschobe-
nen Leerungstagen gibt es unter www.awm-muenchen.de/abfuhrkalender.
Öffnungszeiten von Einrichtungen des AWM
Alle Einrichtungen des AWM sind an den gesetzlichen Osterfeiertagen ge-
schlossen.
Das Heizkraftwerk Nord (HKW) öffnet für gewerbliche Anlieferer in den Fei-
ertagswochen am Samstag, 1. April, von 6.30 bis 14 Uhr, am Karsamstag, 
8. April, von 6.30 bis 12 Uhr sowie am Samstag nach Ostern, 15. April, von 
6.30 bis 13 Uhr. Von 3. bis 6. April und von 11. bis 13. April ist das HKW von 
6.30 bis 16 Uhr geöffnet, am Freitag, 14. April, schließt es bereits um 15 
Uhr.
Die Halle 2 ist am Karsamstag geöffnet, das Erdenwerk ist von Karfreitag, 
7. April, bis einschließlich Ostermontag, 10. April, geschlossen.
Für weitere Informationen steht das AWM-Infocenter unter der Telefon 
233-96200 gerne zur Verfügung.

Neue Publikation der Wohnungsmarktbeobachtung erschienen
(29.3.2023) Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung erstellt und ver-
öffentlicht in regelmäßigen Abständen Publikationen zur Wohnungsmarkt-
beobachtung. Um fundierte Entscheidungen treffen zu können, ist es für 
die lokalen Akteur*innen aus Politik, Wirtschaft und Planung wichtig, eine 
Datengrundlage zu erhalten, die speziell auf ihre räumliche Situation zuge-
schnitten ist. 
Da sich der Markt je nach Stadtbezirk unterscheiden kann, sowohl in Ange-
bot als auch in Nachfrage, ist es sinnvoll, Daten auch auf Ebene der einzel-
nen Stadtbezirke zu sammeln und bereitzustellen.
Die Veröffentlichung „Wohnungsmarktbeobachtung München – Kleinräu-
mige Strukturdaten 2021 für die Stadtbezirke“ ergänzt den „Bericht zur 
Wohnungssituation in München 2020-2021“, der Anfang dieses Jahres 
erschienen ist, um kleinräumige Kennzahlen der Angebots- und Nach-

http://www.awm-muenchen.de/abfuhrkalender
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frageseite. Die Steckbriefe umfassen unter anderem Informationen zum 
Gebäude- und Wohnungsbestand sowie zu Haushaltsstrukturen und durch-
schnittlichen Angebotsmieten. Die Darstellung der Ergebnisse erfolgt für 
jeden Stadtbezirk in Form von Tabellen, Grafiken und Karten. So lässt sich 
schnell und einfach erfassen, wie ein bestimmter Stadtbezirk im Vergleich 
zur gesamten Landeshauptstadt München und den anderen Stadtbezirken 
strukturiert ist. Es gibt auch einen kurzen Text, der erklärt, was das Wohnen 
im jeweiligen Stadtbezirk besonders macht.
Für die interessierte Öffentlichkeit steht die Veröffentlichung online unter 
muenchen.de/wohnungsmarktbeobachtung zum Download bereit.

Städtische Münchner Farbeschulen stellen sich vor
(29.3.2023) Am Donnerstag, 30. März, sowie Freitag, 31. März, wird es 
wieder bunt: Die Münchner Farbeschulen – bestehend aus der Städtischen 
Fachschule für Farb- und Lacktechnik, der Städtischen Meisterschule für 
das Maler- und Lackiererhandwerk, der Städtischen Meisterschule für das 
Vergolderhandwerk sowie der Städtischen Berufsschule für Farbe und 
Gestaltung – haben ein farbenfrohes Programm zusammengestellt: Es 
beginnt am Donnerstag in der Schertlinstraße 6c von 9.15 bis 14.30 Uhr 
unter dem Titel „Karriere in Farbe“ mit dem Informationstag über die Wei-
terbildung zur/zum Farb- und Lacktechniker*in. Hier werden Vorträge über 
die Weiterbildungsmöglichkeiten an den Münchner Farbeschulen und Ein-
blicke in den praktischen Unterricht angeboten.
Ebenfalls am Donnerstag wird abends um 18 Uhr in der Zweigstelle Hof-
mannstraße 42 zur feierlichen Vernissage geladen. Die Schüler*innen der 
Farb- und Lacktechnik-Klasse präsentieren hier ihre Semesterarbeiten zum 
Thema „The big 5“. Die Arbeiten können auch am 31. März von 10 bis 13 
Uhr bewundert werden.
Am Freitag, 31. März, öffnen dann ab 9.30 Uhr die Städtische Fachschule 
für Farb- und Lacktechnik, die Städtische Meisterschule für das Maler- und 
Lackiererhandwerk sowie die Meisterschule für das Vergolderhandwerk in 
München ihre Türen in der Schertlinstraße 6c für Interessierte. Es werden 
Fachvorträge, „Offene Klassenzimmer“, Ausstellung von Semester- und 
Projektarbeiten von Schüler*innen und jede Menge Möglichkeiten zum 
Austausch, zur Beratung und zur Beantwortung von Fragen geboten.
Weitere Informationen finden sich auf www.fachschule-muenchen.de.
Nur die Veranstaltung in der Hofmannstraße 42 ist barrierefrei zugänglich.

„No one is an island“: Ausstellungs- und Projektreihe in der HALLE 6
(29.3.2023) Unter dem Titel „No one is an island“ findet in der HALLE 6, 
Dachauer Straße 112d, von Freitag, 31. März, bis 30. Juni eine interkonti-
nentale Ausstellungs- und Projektreihe statt. Julia Venske, Alfred Kurz, Jörg 

http://muenchen.de/wohnungsmarktbeobachtung
http://www.fachschule-muenchen.de
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Besser, Torsten Mühlbach und Christian Schnurer von der HALLE 6 laden 
dafür Kunstschaffende aus China, Guadeloupe, Israel, Kamerun, Senegal, 
Serbien und der Ukraine nach München ein. Gemeinsam mit in Deutsch-
land tätigen Künstler*innen führen die Gäste unter anderem einen Diskurs 
über die Folgen der globalen Weltlage und der daraus resultierenden Ten-
denzen der Polarisierung und Abgrenzung. Dem entgegengesetzt soll die 
kontinuierliche internationale Vernetzung der jeweiligen Kunstszenen durch 
Symposien und Residenzen vertieft werden. 
Am 30. Juni werden die Beiträge in einer finalen Ausstellung zusammen-
gefasst – zu einem Bild der Welt im Jahr 2023 in individuellen Perspektiven 
aus drei Kontinenten. Der erste Beitrag und Auftakt von „No one is an 
island“ ist am Freitag, 31. März, 19 Uhr, mit dem ukrainischen zeitgenössi-
schen Künstler und Kurator Daniil Galkin. Bezugnehmend auf seine Ausei-
nandersetzung mit architektonischen Archiven, in denen Skizzen, Modelle, 
Zeichnungen und Fotoaufnahmen der Gebäude in den Regionen Dnipro 
und Saporischschja aus der Periode zwischen 1950 und 1980 dokumentiert 
sind, zeigt Galkin unter anderem großformatige Leuchtkästen aus seiner 
Serie „Negativaufnahmen“. Damit möchte er nicht nur auf die aktuelle Si-
tuation und auf die andauernden Angriffe des russischen Militärs auf diese 
Region und dessen Kulturerbe hinweisen, sondern auch einen Diskurs 
darüber in Gang setzen, wie zerstörte Wohngebäude und strategische Ob-
jekte wiederhergestellt und eine Vision einer „neuen Architektur“ entwi-
ckelt werden können.
Die Arbeiten von Daniil Galkin sind bis Freitag, 14. April, in der HALLE 6 zu 
sehen. Der Eintritt zur Ausstellung und zu den Veranstaltungen ist frei. Das 
Projekt wird durch das Kulturreferat gefördert.
Informationen und Öffnungszeiten unter www.halle6.net. Infos zur Barrie-
refreiheit unter www.kultur-barrierefrei-muenchen.de/halle-6

Stadtmuseum: Theatrale Führung „Typisch München!“
(29.3.2023) Im Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1, findet am 
Sonntag, 2. April, von 14.30 bis 15.30 Uhr eine theatrale Führung durch 
die Dauerausstellung „Typisch München!“ für Kinder statt.  Museums-
führer Chris hat dafür ziemlich viele Informationen gesammelt. Über die 
traditionelle Münchner Küche möchte er den Kindern berichten und ihnen 
vom Leben der bayerischen Könige in München erzählen. Doch da sind 
diese alten Damen im Publikum, die ständig Geschichten über ihre eigene 
Münchner Kindheit erzählen. Oder der ältere Herr, der meint, er selbst sei 
König Ludwig. Oder die Frau, die ihre Brotdosen-Sammlung auspackt und 
darauf Schlagzeug spielt. Die älteren Leute lassen München in kleinen Sze-
nen und Anekdoten lebendig werden und bilden damit eine willkommene 
Abwechslung zum hilflosen Museumsführer Chris. 

http://www.halle6.net
http://www.kultur-barrierefrei-muenchen.de/halle-6
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Für Kinder ab 6 Jahren. Das Tagesticket kostet 4 Euro, ermäßigt 2 Euro. 
Die Teilnahme kostet 5 Euro pro Person. Tickets im Online-Shop des 
Münchner Stadtmuseums unter stadtmuseum.muenchenticket.net oder 
an der Museumskasse. Treffpunkt ist im Foyer des Stadtmuseums.
Das Münchner Stadtmuseum verfügt über einen rollstuhlgerechten Zu-
gang und eine barrierefreie Toilette. Weitere Informationen des Münchner 
Stadtmuseums zur Zugangsregelung unter http://muenchner-stadtmu-
seum.de/information/aktuelle-besuchsregelungen.

http://muenchner-stadtmuseum.de/information/aktuelle-besuchsregelungen
http://muenchner-stadtmuseum.de/information/aktuelle-besuchsregelungen
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 29. März 2023

Gewalt gegen Frauen – Ausbau der Plätze in Frauenhäusern
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Daniel Stanke, Markus Walbrunn und Iris  
Wassill (AfD) vom 25.11.2022

Schaffung einer Hinweisgeberstelle für Anliegen der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Stadt sowie deren Beteiligungsgesellschaften
Antrag Stadträte Hans-Peter Mehling und Manuel Pretzl (Stadtratsfraktion
der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 20.12.2022

Ist das KVR überfordert mit Anträgen ausländischer Mitbürger?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff, 
Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion) vom 
23.1.2023
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Gewalt gegen Frauen – Ausbau der Plätze in Frauenhäusern
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Daniel Stanke, Markus Walbrunn und Iris 
Wassill (AfD) vom 25.11.2022

Antwort Sozialreferentin Dorothee Schiwy:

In Ihrer Anfrage vom 25.11.2022 führen Sie Folgendes aus:

„Opfer von Partnergewalt sind in über 81% Frauen. Nach einer Meldung 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend vom 
10.11.2020 ist jede vierte Frau mindestens einmal Opfer körperlicher oder 
sexueller Gewalt durch ihren aktuellen oder früheren Partner.
In der Vollversammlung des Stadtrates vom 29.9.2021 hat mit Sitzungs-
vorlage Nr. 20-26/V 02545 das Sozialreferat zum Ausbau der Plätze in Frau-
enhäusern insgesamt einen Betrag von 3.552.405 Euro für die Einrichtung 
von zwei Frauenhäusern mit einer Kapazität von insgesamt 36 bis maximal 
48 Plätzen beantragt. Damit sollte die Istanbul-Konvention konsequent 
umgesetzt werden. Dabei richten sich die beiden geplanten Einrichtungen 
in erster Linie an psychisch kranke und/oder suchtkranke Frauen und ihre 
Kinder.“

Zu Ihrer Anfrage vom 25.11.2022 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des 
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage 1:
Sind die beiden Frauenhäuser inzwischen errichtet worden und auch in Be-
trieb?

Antwort:
Für eines der beiden Frauenhäuser konnte inzwischen ein geeignetes Ob-
jekt gefunden werden. Mit Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates 
vom 30.11.2022 in nichtöffentlicher Sitzung (Sitzungsvorlage Nr. 20–26/V 
08241) hat der Stadtrat der Anmietung zugestimmt. Das Kommunalreferat 
wird im o. g. Beschluss des Stadtrates beauftragt, das Objekt ab Fertig-
stellung/Bezugsfertigkeit, voraussichtlicher Mietbeginn 1. Halbjahr 2024, 
anzumieten. Die Inbetriebnahme soll dann möglichst zeitnah ab Anmietung 
des Objektes erfolgen.
 
Frage 2:
Wie viele Frauen und Kinder sind inzwischen dort seit Eröffnung aufge-
nommen worden (bitte aufschlüsseln in alleinstehende Frauen, Frauen mit 
einem Kind, Frauen mit mehr als einem Kind)?
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Antwort:
Siehe Antwort zu Frage 1.

Frage 3:
Wie lange leben in der Regel Frauen in Frauenhäusern?

Antwort:
Die Maßnahme ist vorübergehend. Sie erstreckt sich auf den Zeitraum, in 
dem der Schutz der Frau (und ihrer Kinder) vor physischer und/oder psychi-
scher Gewalt und/oder Bedrohung durch den Partner notwendig ist. Sie ist 
so lange zu erbringen, bis sich die Frau in ihrer Lebenssituation soweit sta-
bilisiert hat, dass der Schutz und die umfassende beratende Unterstützung 
des Frauenhauses nicht mehr notwendig sind.
Der Unterstützungsbedarf der Bewohnerinnen ist im Einzelfall sehr unter-
schiedlich. 
  
Frage 4:
Wie werden Frauen unterstützt, damit sie baldmöglichst das Frauenhaus 
wieder verlassen können?

Antwort:
Neben der Bereitstellung eines sicheren Wohnraumes erhalten die betrof-
fenen Frauen Beratungs- und Betreuungshilfen zur Überwindung und Be-
wältigung der von Gewalt geprägten Situation. Damit soll ein selbständiges 
und gewaltfreies Leben für Frauen und Kinder ermöglicht werden. 

Frage 5:
Werden die Frauen auch danach noch im Rahmen städtischer oder städ-
tisch-geförderter Programme, psychologisch bzw. medizinisch betreut? 
Falls ja, welche Programme existieren hierfür und welches Finanzbudget 
steht ihnen zur Verfügung?

Antwort:
Je nach Bedarfslage und Kompetenzen der einzelnen Frauen und ihrer 
Kinder, werden die Frauen an das bestehende Hilfe- und Unterstützungs-
system innerhalb der Landeshauptstadt München angebunden sowie zu 
(Fach-)Ärzt*innen, Psycholog*innnen, etc. vermittelt. 

Frage 6:
Wie hoch ist die Wahrscheinlichkeit, dass die betroffenen Frauen erneut in 
ein Frauenhaus zurückkehren (müssen)?
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Antwort:
Hierzu liegen keine validen Daten vor. 

Frage 7:
Wieviel Frauen und Kinder in den Münchener Frauenhäusern haben eine 
ausländische Staatsbürgerschaft oder Migrationshintergrund? (Bitte jeweils 
getrennt in absoluten Zahlen und in Prozent ausweisen.)

Antwort:
Hierzu liegen keine validen Daten vor.
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Schaffung einer Hinweisgeberstelle für Anliegen der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Stadt sowie deren Beteiligungsgesellschaften
Antrag Stadträte Hans-Peter Mehling und Manuel Pretzl (Stadtratsfraktion
der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 20.12.2022

Antwort Personal- und Organisationsreferat: 

Am 20. Dezember 2022 beantragten Sie, dass die Landeshauptstadt Mün-
chen für Mitarbeiter*innen der Landeshauptstadt sowie für Beteiligungs-
gesellschaften und im besten Fall auch für außenstehende Personen, die 
im Kontakt zur Stadt und ihren Gesellschaften stehen, eine Meldeplattform 
schafft, bei der Anliegen zu Missständen an den Dienststellen sowie in 
den Gesellschaften vorgebracht werden können. 

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlaube ich mir, Ihren Antrag mit Schrei-
ben zu beantworten. 

Ihr Antrag betrifft eine Angelegenheit, deren Erledigung aus den nachfol-
gend näher ausgeführten Gründen (Ziffer 1.) derzeit nicht umsetzbar ist 
bzw. für die bereits die unten beschriebenen Initiativen (Ziffer 2.) geplant 
sind:

1. Aktueller Stand der Gesetzgebung
Zum Zeitpunkt Ihres Antrags im Dezember 2022 war dem Entwurf des 
Hinweisgeberschutzgesetzes (HinSchG) vom Bundestag zugestimmt und 
das Gesetz dem Bundesrat zugeleitet worden. Es war verbreitet davon 
ausgegangen worden, dass der Bundesrat dem Entwurf des HinSchG 
zustimmen würde. Allerdings verweigerte dieser überraschenderweise in 
seiner Sitzung vom 10. Februar 2023 durch Widerspruch der unionsgeführ-
ten Länder dem HinSchG die Zustimmung. Kritisiert wurde insbesondere, 
dass das HinSchG in der vorliegenden Fassung über die EU-Vorgaben zu 
weit hinausgehe. Darüber hinaus belaste es kleine und mittlere Unterneh-
men besonders, eine Missbrauchsgefahr sei außerdem nicht gebannt. 

Der nächste Schritt im Gesetzgebungsverfahren wäre die Anrufung des 
Vermittlungsausschusses gewesen (www.bundestag.de/presse/hib/
kurzmeldungen-934750). Die Koalitionsfraktionen von SPD, Bündnis 90/
Die Grünen und FDP haben jedoch am 17. März 2023 zwei neue Geset-
zesentwürfe in den Bundestag eingebracht und damit den alten Entwurf 
des HinSchG in einen nicht zustimmungspflichtigen und einen zustim-
mungspflichtigen Teil aufgeteilt (siehe www.bundestag.de/dokumente/
textarchiv/2023/kw11-de-hinweisgeber-937542, siehe auch FAZ.NET, Kom-
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mission macht Druck wegen Whistleblower-Gesetz, 15.2.2023): Der dann 
neu eingebrachte Entwurf eines Hinweisgeberschutzgesetzes (20/5992) 
ist weitgehend identisch mit dem am 16. Dezember 2022 vom Bundes-
tag verabschiedeten Gesetzentwurf. Allerdings nimmt er ausdrücklich 
Beamt*innen der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände sowie der 
sonstigen der Aufsicht eines Landes unterstehenden Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie Richter*innen 
im Landesdienst aus dem persönlichen Anwendungsbereich aus (vgl. § 
1 Abs. 3 E-HinSchG_neu). Dadurch ist nach Einschätzung der einbringen-
den Fraktionen keine Zustimmung des Bundesrates mehr erforderlich. 
Durch den zweiten Gesetzentwurf „zur Ergänzung der Regelungen zum 
Hinweisgeberschutz“ (20/5991) sollen diese Einschränkungen wieder auf-
gehoben und die erforderlichen Änderungen im Beamtenstatusgesetz für 
eine wirksame Regelung auf Landesebene vorgenommen werden (vgl. Art 
1 und 2 des Ergänzungsgesetzes). Die beiden Initiativen werden nun an 
den Rechtsausschuss überwiesen, der am 27. März 2023 voraussichtlich 
darüber berät (vgl. www.integrityline.com/de/knowhow/blog/hinweisge-
berschutzgesetz/). 2. und 3. Lesung sind noch für Ende März geplant (vgl. 
www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw13-de-hinweisgeber-
schutz-938386).

Folglich stehen die auf die Landeshauptstadt zukommenden Pflichten zum 
aktuellen Zeitpunkt noch nicht konkret genug fest. Insbesondere ist unklar,

-	 ob mit den Aufgaben einer internen Meldestelle alternativ zu einer bei 
der jeweiligen Organisationseinheit beschäftigten Person auch ein*e 
Dritte*r (eine Ombudsperson) betraut werden kann (aktuell so vorgese-
hen, vgl. § 14 Abs. 1 E-HinSchG),

-	 ob es eine Verpflichtung geben wird, nach der die interne Meldestelle 
nicht nur für Beschäftigte, sondern zusätzlich auch für andere Personen, 
die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit mit der Organisationseinheit 
im Kontakt stehen und ggf. auch für Bürger*innen geschaffen werden 
muss (aktuell verpflichtend nur für Beschäftigte, vgl. § 16 Abs. 1 E-Hin-
SchG),

-	 ob es eine Verpflichtung geben wird, auch anonyme Hinweise entge-
genzunehmen, diesen nachzugehen und sie zu bearbeiten und eine an-
onyme Kommunikation mit hinweisgebenden Personen zu ermöglichen 
(aktuell so vorgesehen, vgl. § 16 Abs. 1 E-HinSchG),
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Hinzu kommt, dass dem Bund infolge des „Durchgriffsverbots“ eine un-
mittelbare Aufgabenübertragung an Gemeinden und Gemeindeverbände 
verwehrt ist. Daher bestünde für Gemeinden nach dem HinSchG die 
Pflicht zur Einrichtung und zum Betrieb interner Meldestellen nach Maß-
gabe des jeweiligen Landesrechts (vgl. § 12 Abs. 1 S. 4 E-HinSchG ). Dem 
Landesgesetzgeber steht es also offen für Gemeinden die nähere Ausge-
staltung festzulegen. Nach Rücksprache mit dem Bayerischen Justizminis-
terium – zuletzt am 1. März 2023 – wartet man auch dort eine endgültige 
Entscheidung des Bundesgesetzgebers ab, bevor man aktiv wird. Voraus-
sichtlich werden die betroffenen Kommunen im Vorfeld einer landesrecht-
lichen Regelung angehört werden. Bereits jetzt wird in vielen Kommunen 
der Wunsch geäußert, eine zentrale Stelle für alle bayerischen Kommunen 
einzuführen, die eine Umsetzung bei der Landeshauptstadt entbehrlich 
machen könnte (vgl. Art. 8 Abs. 9 S. 3 EU-Whistleblower-Richtlinie). 

In Bezug auf die Frage der Einbindung der städtischen Beteiligungsgesell-
schaften in eine stadtweite Hinweisgeberstelle sind zwei Aspekte zu be-
rücksichtigen:  

a) 	Für städtische Beteiligungsgesellschaften, „die im Eigentum oder unter 
der Kontrolle von Gemeinden und Gemeindeverbänden stehen“, wird 
die Pflicht zur Einrichtung und zum Betrieb interner Meldestellen nach 
Maßgabe des jeweiligen Landesrechts gelten. Für diese Beteiligungsge-
sellschaften bestehen also ebenfalls die genannten rechtlichen Unge-
wissheiten (siehe zuvor, vgl. § 12 Abs. 1 E-HinSchG). 

b) 	Was die übrigen städtische Beteiligungsgesellschaften, also diejeni-
gen, die nicht im Eigentum oder unter Kontrolle von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden stehen, angeht, kann zum jetzigen Zeitpunkt 
allerdings schon als sicher angesehen werden, dass zumindest ein Teil 
dieser Beteiligungsgesellschaften gem. § 12 E-HinSchG gesetzlich ver-
pflichtet sein wird, eine eigene Hinweisgeberstelle einzurichten. Dies 
folgt auch unmittelbar aus Art. 8 Abs. 3 EU-Whistleblower-Richtlinie. So 
hat sich die EU-Kommission in einer Stellungnahme vom 2. Juni 2021 
noch einmal ausdrücklich auf Anfrage Dänemarks dahingehend geäu-
ßert, dass gem. Art. 8 Abs. 3 der Richtlinie jede „legal entity“ mit mehr 
als 49 Beschäftigten zwingend ein eigenes Whistleblowing-System be-
reitstellen muss. Ein Hinweisgebersystem, bei dem sowohl Melde- als 
auch Untersuchungsstelle bei einer zentralen Einheit im Konzern ange-
siedelt sind, sei „contra legem“. Dies gelte für eigenständige Gesell-
schaften ebenso wie für Konzerngesellschaften und unabhängig davon, 
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ob bereits ein konzernweites Hinweisgebersystem bestehe.  

Vor diesem Hintergrund sehe ich es aktuell nicht als zielführend an, be-
reits jetzt die städtischen Beteiligungsgesellschaften in eine Meldestelle 
der Landeshauptstadt einzubinden, um etwaige Doppelstrukturen zu ver-
meiden. Hinzukommt, dass mangels Möglichkeit, auf die eigenständigen 
Strukturen der Beteiligungen durch- bzw. zuzugreifen, lediglich die Option 
einer Weiterleitung der Hinweise an die jeweiligen Compliance-Abteilun-
gen bleibt.

Da die Ergebnisse der weiteren Schritte des Bundes- und des Landesge-
setzgebers momentan nicht bekannt sind, ist eine Einschätzung derzeit 
kaum möglich, wann und in welcher Ausgestaltung das kommende Hin-
weisgeberschutzgesetz in Kraft treten wird. Aufgrund der genannten Un-
sicherheiten ist eine Umsetzung der von Ihnen geforderten Maßnahmen 
entgegen ursprünglich berechtigter Erwartungen derzeit aus meiner Sicht 
nicht sinnvoll.

2. Vorgehen/Maßnahmen bei der Landeshauptstadt
Allerdings wurden entsprechend Ihrer Intention durch das Personal- und 
Organisationsreferat, dort durch die bei der Referatsleitung angesiedelte 
Stabsstelle Compliance und Risikomanagement bereits vorbereitende 
Schritte unternommen, um nach Inkrafttreten des bzw. eines HinSchG 
eine Implementierung bei der Landeshauptstadt zeitnah einleiten zu kön-
nen: 

Derzeit findet bei den städtischen Referaten und Eigenbetrieben eine Ab-
frage dahingehend statt, welche internen und ggf. externen Meldestellen 
schon jetzt existieren. Auf Basis der Rückmeldungen wird die Stabsstelle 
Compliance und Risikomanagement einen Vorschlag erarbeiten, wie das 
HinSchG bei der Landeshauptstadt München umgesetzt wird und insbe-
sondere wo eine interne Meldestelle sinnvoll verortet wäre. Zur gegebe-
nen Zeit werde ich diesen Vorschlag dem Stadtrat zur Entscheidung vorle-
gen. 

Weitere konkrete Umsetzungsmaßnahmen sind aufgrund der bislang 
unklaren Gesetzeslage aus meiner Sicht aktuell nicht zielführend und 
auch nicht notwendig. Die Landeshauptstadt ist bereits gut aufgestellt. 
Es gibt zahlreiche Meldestellen und  -wege, die auch tatsächlich von Mit-
arbeiter*innen und Dritten genutzt werden, so möchte ich hier nur die 
Antikorruptionsstelle (AKS) und die Zentralen Anlauf-, Beschwerde- und 
Beratungsstellen (ZAGG) beispielhaft nennen. Zudem hat der Stadtrat 
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mit Beschluss vom 21. Juli 2021 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 03787) die 
Beschaffung eines elektronischen Hinweissystems für die Antikorrupti-
onsstelle beschlossen, welches jederzeit auf weitere, künftig unter das 
HinSchG fallende Anwendungsbereiche erweiterbar sein wird. Das Hin-
weisgebersystem befindet sich aktuell in der Ausschreibung und wird vor-
aussichtlich bis Ende 2023 implementiert sein. 

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist. 
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Ist das KVR überfordert mit Anträgen ausländischer Mitbürger?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff, 
Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion) vom 
23.1.2023

Antwort Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller-Gradl:

In Ihrer Anfrage vom 23.1.2023 führen Sie Folgendes aus:

„Laut Bericht der FAZ vom vergangenen Wochenende sind allein in Mün-
chen 25.000 E-Mails und Onlineanträge von der Ausländerbehörde derzeit 
unbeantwortet geblieben. Zeitgleich wird auch in der Landeshauptstadt 
immer deutlicher, dass nicht nur Fachkräfte, sondern allgemein wesentlich 
mehr Arbeitskräfte benötigt werden.“

Zu Ihrer Anfrage vom 23. Januar 2023 nimmt das Kreisverwaltungsreferat 
im Auftrag des Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:  

Vorab wird darauf hingewiesen, dass sich die Ausländerbehörde insgesamt 
auf einem guten Weg befindet, die angefallenen Rückstände kontinuier-
lich zu reduzieren. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass pro 
Monat durchschnittlich 21.500 E-Mails in den Sammelmailpostfächern in 
diesem Bereich eingehen. In der Abteilung mit dem größten Parteiverkehr-
saufkommen, der Ausländerbehörde, konnten die E-Mail Rückstände von 
ihrem Höhepunkt im August 2022 (16.619 unbearbeitete E-Mails) auf 9.755 
E-Mails Ende der 3. Kalenderwoche 2023 abgebaut werden. 

Frage 1: 
Wie viele Fälle verbergen sich konkret hinter diesen 25.000 genannten Vor-
gängen?

Antwort:
Es kann keine Aussage darüber getroffen werden, wieviele konkrete Ein-
zelfälle sich hinter den 25.000 genannten „Vorgängen“ verstecken, die 
sich aus E-Mails und Online-Anträgen zusammensetzen. So reichen viele 
Antragsteller*innen mehrere E-Mails mit ergänzenden Informationen zu 
einem Vorgang ein oder erkundigen sich regelmäßig per E-Mail oder über 
das Kontaktformular nach dem Sachstand. In einigen dieser Fallkonstella-
tionen wurde die konkrete Fallbearbeitung bereits aufgenommen, konnte 
aber bis dato beispielsweise aufgrund einzureichender Unterlagen noch 
nicht final abgeschlossen werden.
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Die auf den ersten Blick hohe Anzahl von 25.000 unbearbeiteten Anfragen 
ist zudem in Relation zu den insgesamt im Jahr 2022 ca. 586.000 über 
Sammelmailpostfächer eingegangenen E-Mails zu betrachten. Die 25.000 
unbearbeiteten E-Mails und Online-Anträge sind folglich etwa so viel wie 
innerhalb von 16 Tagen bei der Ausländerbehörde München eingehen. 

Die Ausländerbehörde wirkt diesen Mehrfachanfragen mit dem Ausbau 
strukturierter Kontaktformulare entgegen, welche die Antragsteller*innen 
einerseits durch den Prozess navigieren sollen und andererseits darlegen, 
was im konkreten Fall noch benötigt wird. 

Frage 2: 
Wie viele Anträge befinden sich derzeit in der Warteschleife und wurden 
noch nicht bearbeitet?

Antwort:
Die Ausländerbehörde München differenziert im Rahmen der statistischen 
Erfassung nicht zwischen reinen (Sachstands)-Anfragen und formalen An-
trägen (z.B. durch Nutzung eines Kontaktformulars). Aus diesem Grund ist 
es zum gegenwärtigen Zeitpunkt technisch nicht möglich, das Verhältnis 
zwischen unbearbeiteten Anträgen und sonstigen Anfragen anzugeben. 

Frage 3: 
Wie viele Mitarbeiter sind im zuständigen Kreisverwaltungsreferat für die 
Bearbeitung von Anträgen tätig und wie viele werden derzeit benötigt, um 
zeitnah alle Anfragen zu beantworten?

Antwort:
Insgesamt stehen der Ausländerbehörde 301 VZÄ für Sachbearbeiter*in-
nen (darunter zählen Sachbearbeiter*innen für Ausländerangelegenheiten, 
Passwesen sowie Einbürgerungen) zur Verfügung. Im Dezember 2022 
bestand in der Ausländerbehörde eine Besetzungsquote von 81,7%. In 
Bezug auf die Funktion Sachbearbeiter*in musste man im Jahr 2022 eine 
Fluktuation in Höhe von knapp 16% verzeichnen, bezogen auf die Auslän-
derbehörde als Ganzes in Höhe von 13,6%. 
Wie viele neue Mitarbeiter*innen zusätzlich benötigt werden, um alle 
Rückstände abzubauen und künftig alle eingehenden Anträge und An-
fragen umgehend bearbeiten zu können, kann hier nicht abschließend 
beziffert werden, da sich das Antragsaufkommen aufgrund von der Aus-
länderbehörde nicht beeinflussbarer politischer und gesellschaftlicher 
Rahmenbedingungen wie z.B. in 2022 der Krieg in der Ukraine nicht genau 
prognostizieren lässt. 
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Infolge des Beschlusses „Serviceoffensive in der Ausländerbehörde“ wur-
den der Dienststelle des Bereichs Aufenthaltsgewährung im Dezember 
2022 11,4 neue VZÄ zugeteilt und bewilligt. Die Ausländerbehörde arbeitet 
derzeit an der Besetzung dieser und noch weiterer vakanter Stellen. Dies-
bezüglich wird aber darauf hingewiesen, dass sich das Ausländerrecht als 
überaus komplexe und umfangreiche Rechtsmaterie darstellt und somit für 
eine Einarbeitung neuer Kolleg*innen ca. sechs Monate zu veranschlagen 
sind.
Hinzukommen 7,5 weitere VZÄ für das Servicetelefon, damit aufkommende 
Fragen direkt in einem persönlichen Gespräch geklärt werden können und 
keine erneute E-Mail geschrieben werden muss.

Frage 4: 
Wie lange wird es noch dauern, bis alle offenen Anträge bearbeitet werden 
können?

Antwort:
Wie viel Zeit konkret benötigt wird, um die aktuellen Rückstände signi-
fikant zu verringern, lässt sich nur schwer abschätzen. Dies hängt zum 
einen davon ab, wieviele neue Anträge und Anfragen in der Ausländerbe-
hörde eingehen. Zum anderen handelt es sich erfahrungsgemäß um sehr 
unterschiedliche Anfragen, und zwar sowohl hinsichtlich des Inhalts, des 
Umfangs als auch des Komplexitätsgrades. Eine pauschale bzw. allgemein-
gültige Zeitangabe, wie lang die zuständigen Sachbearbeiter*innen für die 
Bearbeitung einer einzelnen Anfrage benötigen, lässt sich somit nicht be-
stimmen.

Zugleich arbeitet die Ausländerbehörde mit Hochdruck an der Besetzung 
noch offener und neu geschaffener Stellen in der Ausländerbehörde. Da-
durch und im Zusammenspiel mit laufenden Prozessoptimierungen sollten 
die bestehenden Rückstände weiter reduziert werden können.

Frage 5: 
Wäre zur Aufarbeitung ein Einsatz der PEIMAN-Kräfte denkbar, die bisher 
für das Corona-Kontrakttracing genutzt worden sind?

Antwort:
Tatsächlich unterstützen derzeit sowohl Dienstkräfte, die ehemals dem 
Contact-Tracing-Team zugewiesen waren, als auch PEIMAN-Kräfte die Ar-
beit in der Ausländerbehörde. 
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So übernehmen derzeit zehn Dienstkräfte aus dem ehemaligen Cont-
act-Tracing-Center im Ankunftszentrum für Geflüchtete aus der Ukraine 
die Registrierung und FREE-Verteilung der Ankommenden. Weitere zehn 
Dienstkräfte wurden der Ausländerbehörde befristet für ein Jahr abge-
stellt, um dringend erforderliche Datenbereinigungsmaßnahmen zu erle-
digen. Letzteres ist insofern von Bedeutung, als vollständige und richtige 
Datensätze die Sachbearbeitung erheblich beschleunigen können. 

Der Einsatz dieser Dienstkräfte hat u.a. den positiven Effekt, dass die bis-
her für diese Tätigkeit eingesetzten Sachbearbeiter*innen wieder mehr 
Kapazitäten für ihre eigentlichen Tätigkeiten haben. 

Darüber hinaus unterstützen zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch rund 26 
PEIMAN-Kräfte die Ausländerbehörde bei der Bewältigung der sonstigen, 
aufgrund des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine bzw. der damit 
korrespondierenden Fluchtbewegungen sprunghaft angestiegenen, drin-
gend erforderlichen Aufgaben. Der Einsatz dieser PEIMAN-Kräfte endet 
allerdings zum Ablauf des 31.3.2023.

Frage 6: 
Welche Maßnahmen wurden bereits ergriffen, um die Dienstleistungen 
der Ausländerbehörde zu digitalisieren? Wie wirken sich die bereits ergrif-
fenen Maßnahmen auf die Geschwindigkeit der Bearbeitung aus?

Antwort:
Das Kreisverwaltungsreferat legt ein besonderes Augenmerk darauf, die 
Digitalisierung in der Ausländerbehörde weiter voranzutreiben. 
So hat die Ausländerbehörde seit Mai 2020 24 verschiedene Online-Kon-
taktformulare für insgesamt 55 unterschiedliche Dienstleistungen ein-
geführt. Dazu zählen u.a. Kontaktformulare für die Einbürgerung, die 
Niederlassungserlaubnis, den Familiennachzug sowie für verschiedene 
Aufenthaltserlaubnisse zum Zwecke der Erwerbstätigkeit und für das Be-
schleunigte Fachkräfteverfahren. Derzeit befinden sich sieben weitere Kon-
taktformulare in Vorbereitung, die zeitnah eingeführt werden sollen. 

Unterschiedliche Quick-Checks in Bezug auf die verschiedenen Sachver-
halte und Voraussetzungen unterstützen die Kund*innen von Beginn an 
gezielt und automatisiert bei der Antragstellung. Die strukturierten On-
line-Kontaktformulare haben v.a. den Vorteil, dass benötigte Unterlagen 
möglichst geordnet aufbereitet dem zuständigen Bereich innerhalb der 
Ausländerbehörde zugeleitet werden. Die Aussagekraft und Vollständigkeit 
der eingereichten Anträge erhöht sich damit. Die Bearbeitungszeit, die 
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z.B. durch behördeninterne Weiterleitungen und/ oder die Nachforderung 
von Informationen und Unterlagen entsteht, wird verringert. Die über 
strukturierte Kontaktformulare digital übermittelten Unterlagen werden 
direkt ohne Medienbruch zur elektronischen Akte genommen. Das erspart 
im Vergleich zu postalisch oder persönlich eingereichten Anträgen das 
Einscannen zur weiteren Bearbeitung und den damit einhergehenden Zeit-
verlust. 

Darüber hinaus wurde die digitale Bezahlfunktion „E-Payment“ bei sieben 
Kontaktformularen (Einbürgerung, Niederlassungserlaubnis, Beschleunig-
tes Fachkräfteverfahren, Änderung der Nebenbestimmungen, ICT-Karte, 
Entlassung aus der deutschen Staatsangehörigkeit und Feststellung der 
deutschen Staatsangehörigkeit) eingeführt. Es ist vorgesehen, dies suk-
zessive für alle weiteren Dienstleistungen der Ausländerbehörde zu imple-
mentieren.

Im Jahr 2022 wurden die Online-Kontaktformulare der Ausländerbehörde 
153.192 mal genutzt. Sie werden von den Kund*innen noch unterschied-
lich stark angenommen. In manchen Bereichen wählen mittlerweile über 
60% der Kund*innen den Weg über die Online-Formulare zur Antragstel-
lung und Nutzung anderer Services. In anderen Bereichen sind es weniger 
als 20%. Dies hängt neben der noch immer eingeschränkten Bekanntheit 
des Online-Services mit der unterschiedlich stark ausgeprägten Digitalaffi-
nität der Kund*innen zusammen. Es zeigt sich allerdings, dass Personen, 
die bereits positive Erfahrungen mit einem Antragsformular sammeln 
konnten, beim nächsten Antrag wieder diesen Weg wählen. 

Bei vollständigen Anträgen, die als Onlineantrag eingereicht werden, 
kommt es durch die eingesparten Rückfragen und die digitale Verfügbar-
keit zu einer spürbaren Zeitersparnis in der Bearbeitung. 

Die Zufriedenheit mit den Kontaktformularen wurde im letzten Quartal 
2022 von 73% der Nutzenden mit „sehr gut“ oder „gut“, von weiteren 
10% mit „befriedigend“ oder „ausreichend“ und von 17% mit „schlecht“ 
oder „sehr schlecht“ bewertet. Es wird angestrebt, die Kontaktformulare 
und Antragsmanager zu optimieren und die Antragsteller*innen sowohl 
schneller zu dem für ihr Anliegen richtigen Formular zu leiten als auch da-
durch den Anteil der nicht vollständigen Anträge weiter zu reduzieren.

Für dieses Jahr sind folgende acht weitere Online-Services bereits in Pla-
nung:
-	 Asyl/humanitäre Aufenthalte
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-	 Medizinische Behandlung
-	 Ausbildung
-	 Reiseausweis
-	 Verlust Aufenthaltsdokument
-	 Daueraufenthaltsbescheinigung nach FreizügG/EU
-	 Duldung
-	 Schülersammelliste

Frage 7: 
Welche Auswirkungen hat die aktuelle Situation auf die Arbeit des Kreis-
verwaltungsreferats und auf die Betroffenen, die auf eine Entscheidung 
ihres Antrags warten?

Antwort:
Die Ausländerbehörde priorisiert Anliegen, die dem Grunde nach eilbedürf-
tig sind, wie z.B. bei Anträgen auf Wechsel des Arbeitgebers oder dringend 
erforderlichen Reisen ins Heimatland. Für diese „Notfälle“ kann darüber 
hinaus ein Termin für den Notfallservicepoint gebucht werden, der dann 
unmittelbar stattfindet um das Problem zu lösen.

Die Ausländerbehörde ist bestrebt, die Digitalisierung der Prozesse und 
Services weiter auszubauen und zu verbessern. Ziel ist es v.a. die Bearbei-
tungszeiten weiter zu verkürzen und die Kund*innenzufriedenheit nachhal-
tig zu erhöhen.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Ich gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.



St
ad

tr
at

 

  

Impressum: Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Anträge und Anfragen liegt bei den 
jeweiligen Stadtratsmitgliedern. Alle: Rathaus, 80313 München; Druck: Stadtkanzlei 

Anträge und Anfragen  
aus dem Stadtrat 
Mittwoch, 29. März 2023 
 
 
Ist die Ideenbörse zu langsam? 
Anfrage Stadträte Fabian Ewald und Jens Luther (Stadtrats- 
fraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) 

 
München entlasten: München unterlässt Werbung zur  
Neuansiedlung weiterer Konzerne/Immobilienmessen  
meiden! 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner,  
Nicola Holtmann und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München- 
Liste) 
 
 
 



 CSU-FW-Fraktion im Stadtrat |  Tel.: 089 233 92650  |  Fax: 089 233 92747 | csu-fw-fraktion@muenchen.de 

Rathaus |  Marienplatz 8  |  Zimmer 249/II  |  80331 München  

 

 

 

ANFRAGE 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
         

               29.03.2023   

 
Ist die Ideenbörse zu langsam? 
 
Die Ideenbörse ist eines der Instrumente, um Verbesserungsideen unserer Mitarbeiter zu 
hören und umzusetzen. Dies bedarf aber einer adäquaten und zeitnahen Bearbeitung dieser 
Vorschläge. Deshalb Fragen wir Herrn Oberbürgermeister: 
 

1. Wie viele Verbesserungsvorschläge wurden in den Jahren 2021 und 2022 über die  
Ideenbörse eingereicht? 

2. Wie viel Zeit beansprucht die Prüfung der Vorschläge? 
3. Wie lange dauert es, bis Mitarbeiter eine Rückmeldung zu Verbesserungsideen  

bekommen? 
4. Wie viele dieser Vorschläge wurden umgesetzt? 
5. Wie lange dauerten diese Umsetzungen? 
6. Wie viel eingereichte Ideen betreffen jeweils die einzelnen Referate? 

 
 
Jens Luther          Fabian Ewald 
Stadtrat         Stadtrat 
 



Fraktion Ökologisch-Demokratische Partei/München-Liste des Stadtrates 
der Landeshauptstadt München (Fraktion ÖDP/München-Liste) 

Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 
Telefon: 089 / 233 - 26922 ● oedp-ml-fraktion@muenchen.de 

 
 
An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 München, 29.03.2022 
 
Antrag: 
München entlasten: München unterlässt Werbung zur Neuansiedlung weiterer 
Konzerne / Immobilienmessen meiden! 
 
Um die Konkurrenz am Mietmarkt durch gutverdienende Zuzügler und die Wohnungsnot zu 
lindern, unterlassen die Stadt München und mit ihr verbundene Unternehmen (z.B. Messe, 
Flughafen) bis auf Weiteres jegliche Werbung im In- und Ausland für die Neuansiedlung 
weiterer Konzerne. 
 
Sie tritt nicht mehr auf Immobilienmessen und ähnlichen Werbeveranstaltungen auf.  
 
Begründung: 

Nach der Veröffentlichung des Mietspiegels für 2023 mit dem dramatischen Anstieg von 21 
Prozent, der immer stärkeren Ansiedlung von Tech-Konzernen wie Apple mit vielen hoch 
dotierten Jobs, der neuerlichen Verteuerung der 2. S-Bahn-Stammstrecke auf bis zu 14 
Milliarden Euro und dem erfolgreichen Grünflächen-Bürgerbegehren wird niemand mehr 
bestreiten wollen, dass die bisherige, wachstumsorientierte Unternehmensansiedlungspolitik 
keine Zukunft hat. 
 
Der Gedanke, durch immer mehr Firmenansiedlungen immer mehr Gewerbesteuer 
einzunehmen, die man dann in Wohnungsbau und Infrastruktur steckt, hat sich aus 
verschiedenen Gründen als falsch erwiesen. 
 
Normal- und Wenigverdiener werden durch gutbezahlte Zuzügler verdrängt, die in neu 
erbauten Luxuswohnungen residieren. Viele Studierende, Alleinerziehende, Arbeitsunfähige 
und ähnlich Belastete haben keine Chance mehr. Familien verlieren das mühsam 
angesparte, von den Eltern oder Großeltern gebaute Häuschen, weil durch die Verteuerung 
von Boden die Erbschaftssteuern, aber auch Erhaltungs- und Betriebskosten hochschnellen. 
Soziale Vermieter müssen aufgeben, weil die Mieteinnahmen die Kosten nicht mehr decken. 
Dazu kommt der Verkehrsinfarkt und die massive Flächenversiegelung. 
 
Auch die Stadtverwaltung leidet darunter! Denn statt sich mit der Wohnungsnot bei Gering- 
und Normalverdienern zu befassen, muss sie – vor allem das Planungsreferat, aber u.a. 
auch die Referate für Bau, Klima/Umwelt, Schulen, Mobilität etc. – sozial unverträgliche 
Luxusprojekte bearbeiten und gegen die Folgen des Wirtschaftswachstums für die 
Infrastruktur anarbeiten, etwa durch Schulbauten. Hier ist Entlastung dringend nötig. 
 
Initiative: 
Dirk Höpner, Planungspolitischer Sprecher   Nicola Holtmann, Stadträtin 
Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender    Sonja Haider, Stadträtin 
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Mittwoch, 29. März 2023 
 
 
Kinder-Schwimmkurse in den Osterferien: Noch  
sind Plätze frei – jetzt buchen! 
Pressemitteilung SWM 
 
22 zusätzliche Pflege-Einzelzimmer in Schwabing 
Pressemitteilung MÜNCHENSTIFT GmbH 
 
Tierpark Hellabrunn beginnt umfassende Besucher- 
befragung 
Pressemitteilung Tierpark Hellabrunn 
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(teilweise voraus) 

Kinder-Schwimmkurse in den Osterferien: 

Noch sind Plätze frei – jetzt buchen!  
 

(29.3.2023) Die Badesaison lässt nicht mehr lang auf sich warten 

– in den Osterferien ist die nächste Gelegenheit für Kinder, die 

Schwimmfähigkeit im Intensivkurs zu stärken: Zahlreiche Osterfe-

rien-Schwimmkurse stehen zur Buchung bereit, noch sind Plätze 

frei. Zum Angebot gehören Intensiv-Anfänger-Schwimmkurse für 

Kinder ab 5 und ab 6 Jahren in verschiedenen Hallenbädern so-

wie ein Intensiv-Aufbau-Schwimmkurs für Kinder ab 6 Jahren.    

 

Zur Buchung auf der SWM Website www.swm.de/baeder/kurse 

auf „Kurse finden und buchen“ klicken. Dort sind alle verfügbaren 

Angebote im Überblick zu finden. Ab 29. März steht dort außer-

dem das Kursangebot nach den Osterferien bereit. Ferienkurse 

stehen unter der Rubrik „Ferienkurse“, die Kurse außerhalb der 

Ferien unter der Rubrik „Schwimmkurse für Kinder“.  

 

 

http://www.swm.de/
http://www.swm.de/baeder/kurse
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Einladung zur Eröffnung und Besichtigung 
des Atrium-Bereiches 
Donnerstag, 30. März 2023, 10:30 Uhr 
Foyer im Haus an der Rümannstraße 
Rümannstraße 60 

(Für Fotografen geeignet) 

 

22 zusätzliche Pflege-Einzelzimmer in Schwabing 

Die MÜNCHENSTIFT GmbH eröffnet im Haus an der Rümannstraße 
einen komplett neu gestalteten Wohnbereich 

(Dienstag, 28. März 2023) Nach einem Jahr Umbau- und Modernisierungsarbeiten eröffnet 
die MÜNCHENSTIFT den Wohnbereich rund um das Atrium des Hauses an der Rümann-
straße wieder. Die ehemaligen Appartements des Betreuten Wohnens wurden in 22 moderne 
und attraktive Pflege-Einzelzimmer umgebaut. Selbstverständlich sind alle Zimmer barriere-
frei, die Hälfte davon sind aufgrund des verfügbaren Platzangebots zudem rollstuhlgerecht. 

Die Räumlichkeiten rund den grünen Innenhof, dem sogenannten „Engelsgarten“, bieten 
zeitgemäßen Komfort inklusive WLAN, TV-Geräten, die dem Bett gegenüber installiert sind 
oder die Lesebeleuchtung, die vom Bett aus gesteuert werden kann. Die Bäder des Wohn-
bereiches wurden dementen- und teilweise rollstuhlgerecht gestaltet. Demente Menschen 
können sich etwa durch eine klare Farbgestaltung in den Bädern einfacher orientieren. Die 
Waschbecken sind unterfahrbar und die Spiegelschränke wurden extra angefertigt und 
ermöglichen auch Rollstuhlfahrer*innen eine problemlose Nutzung.  

Der Umbau gestaltete sich umfänglicher als ursprünglich geplant. Insgesamt fielen Baukosten 
von 4,7 Mio. Euro an, für die die Landeshauptstadt im Dienste einer besseren Versorgung der 
Schwabinger Senior*innen die Mittel zur Verfügung stellte. „Diese zusätzlichen 22 Pflege-
Einzelzimmer verbessern für Schwabinger Senior*innen die Chancen, bei Pflegebedürftigkeit 
im Stadtviertel bleiben zu können deutlich“, freut sich auch MÜNCHENSTIFT-Geschäfts-
führer Siegfried Benker. 

Diese Modernisierung ist die erste Stufe von Maßnahmen, um das Haus in den nächsten 15 
Jahren zukunftsfest zu gestalten.  

 

MÜNCHENSTIFT - Zugewandte Pflege und Wohnen im Alter in unserer Stadt 

Die MÜNCHENSTIFT ist eine gemeinnützige Gesellschaft und hundertprozentige Tochter der 
Stadt München. Mit neun Alten- und Pflegeheimen, vier Seniorenwohnheimen, fünf 
Stützpunkten des Ambulanten Pflegedienstes sowie zwei Tagespflegeeinrichtungen ist sie die 
größte Dienstleisterin für Senior*innen in München. Mit der Offenlegung der Prüfberichte 
schafft die MÜNCHENSTIFT Transparenz und Vertrauen in die Qualität ihrer Pflege- und 
Betreuungsleistungen. Aktuell ist die MÜNCHENSTIFT Arbeitgeberin für ca. 2.100 
Mitarbeiter*innen.  

www.muenchenstift.de 

tel:+498962020340
mailto:presse@muenchenstift.de
https://muenchenstift-my.sharepoint.com/personal/thomas_matern_muenchenstift_de/Documents/Desktop/www.muenchenstift.de
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Bildunterschrift: Rund um das Atrium im Haus an der Rümannstraße, dem „Engelsgarten“, 
entstanden 22 moderne Pflege-Einzelzimmer. 

tel:+498962020340
mailto:presse@muenchenstift.de
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Tierpark Hellabrunn beginnt umfassende Besucherbefragung  
 
Ein ganzes Jahr lang Fragen und Antworten zu Themen wie Kundenzufriedenheit, 
Tierbeobachtungs- und Bildungserlebnis: In Hellabrunn beginnt am Mittwoch, den 29.03.2023 
eine  Besucherbefragung, zum einen durch Interviews direkt vor Ort im Tierpark oder auch als 
Online-Fragebogen, der über die Webseite des Tierparks abrufbar ist. Hellabrunn arbeitet hierbei 
mit dem erfahrenen und renommierten Marktforschungsinstitut DWIF Consulting GmbH 
zusammen und will mit der Umfrage seinen Gästen auf den ‚Besucherzahn‘ fühlen.   
 
Feedback und Bewertungen zu Service oder Angeboten, seien sie von Verbrauchern, Kunden oder 
Besuchern, gehören zu den wertvollsten Informationen, die Unternehmen zur Verfügung stehen. Die 
Ergebnisse dieser langfristigen Befragung sollen dem Münchner Tierpark statistisch  repräsentative 
Erkenntnisgewinne liefern..  
 
Beginnend am 29. März 2023 und andauernd bis März 2024 werden vor Ort im Tierpark an unter-
schiedlichen Wochentagen jeden Monat geschulte und eingewiesene Interviewer unterwegs sein und 
Besucher vor dem Verlassen des Zoos zu verschiedenen Punkten rund um ihren Aufenthalt im Tierpark 
befragen. Die zumeist drei bis vier anwesenden Interviewer sind Mitarbeitende der DWIF Consulting 
GmbH, die durch Hellabrunn Westen eindeutig als vom Tierpark beauftragte Personen erkennbar sind. 
Die Ergebnisse sollen dabei helfen, das Bildungs- und Naturerlebnisangebot Hellabrunns und die 
Erwartungen der Tierparkgäste auszuloten und Aufschluss über die tatsächliche demografische Herkunft 
der Besuchenden zu bekommen.     
 
Teilnahme vor Ort im Tierpark Hellabrunn oder online 
 
Rasem Baban, Vorstand und Tierparkdirektor in Hellabrunn begrüßt vor allem die Wahl der 
Interviewform: „Bei einer mündlichen Befragung haben wir eine große Flexibilität während des Interviews. 
Durch die persönliche Ansprache ist es möglich, Rückfragen gleich direkt beantworten zu können und 
ebenfalls nachzufragen. Wir sind gespannt auf die finalen Ergebnisse und freuen uns, wenn viele 
Hellabrunn-Fans mitmachen und uns mit ihrem Feedback in unserem angestrebten Erkenntnisgewinn 
unterstützen – egal ob direkt im Tierpark oder über den Online-Fragebogen im Internet“, so Baban 
abschließend. 
 
Dennis Späth, Leiter der Unternehmenskommunikation des Zoos sieht dem Beginn der Befragung 
erwartungsvoll entgegen: „Wir planen dieses Projekt schon sehr lange, wurden aber in den Jahren 
2020 bis 2022 durch Einschränkungen der Corona-Pandemie an der Umsetzung gehindert. Jetzt 
können wir endlich loslegen und ein umfangreiches Feedback unserer Gäste einholen. Die 
anonymisierten Interviews – live vor Ort oder als digitale Online-Variante – dauern etwa 
überschaubare zehn Minuten und wurden unter Beachtung der aktuellen Datenschutzrichtlinien 
konzipiert. Für die Interviews bedanken wir uns vor Ort mit kleinen Aufmerksamkeiten und alle 
Teilnehmenden haben optional die Chance, attraktive Preise in einer Verlosung zu gewinnen. 
Mitmachen lohnt sich also!“ wirbt Späth.   
 
Der Onlinefragebogen wird in Kürze unter der URL www.hellabrunn.de/besucherbefragung abrufbar 
sein. Es gelten die angegebenen Bedingungen.  
 
München, den 28.03.2023 / 15 
 

http://www.hellabrunn.de/besucherbefragung


 
Weitere Informationen: 
Sophia Zimmerling  
Referentin für Presse & Social Media 
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Tierparkstr. 30, 81543 München 
Tel: +49(0)89 62508-718 
Fax: +49(0)89 62508-52 
Email: presse@hellabrunn.de  
Website: www.hellabrunn.de  
http://www.facebook.com/tierparkhellabrunn 

 
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Vorsitzende des Aufsichtsrates: 
Verena Dietl, 3. Bürgermeisterin 
Vorstand: Rasem Baban 
Eingetragen in das Handelsregister 
des Amtsgerichts München, HRB 42030 
UST-IdNr.: DE 129 521 751 
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http://www.hellabrunn.de/
http://www.facebook.com/tierparkhellabrunn
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